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Im Namen des Deutschen Volkes 

! 

ı 

H In der Strafsache gegen den Lv eher F 
aus Berl ín=Tege1, 
wegen Hassenschande, - . . 

hat das Reichsgericht, 2.Strafsenat, in der Sitzung vom 
l6„Dezember 1937› an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senatspräsident Vogt 
und die Beichsger tchtsråte Dr.Hoffmann, Dr.Kutzner, 
Dr.Eenges,Husche, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Oberstaatsanwalt Ekel, 

als Urkundsbeamter der Geschäfts stelle: 
der Sekretär Ullrich, 

auf die Revision der Staatsanwaltschaft nach mündlicher Verhandlung 
für Hecht erkannt: 

basur:@í1 des Landgerichts in B e r  1 i n vom l7.August' 1937 wird 
nebst. den ihm zu Grunde liegenden 'Feststellungen aufgehoben. Die Sache 
wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an die Vorinstanz eurückver= 
wiesen. 

m 

Von Rechts wegen. 
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Der Angeklagte ist von der Anklage der Rassenschande j e  gesprochen 
worden. Die Heu ision der Staatsanwaltschaft mußte, entsprechend dem An= 
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trage des' Oberre ich-eaflreıalts, Erfolg haben 
Die St raflıauinler -hat Bedenken getragen, eine Feststellung darüber -zu 

treffen, ab die HI:, :mit der der Angeklagte auch Noch Nach 
Inkrafttreten der Würnberger Gesetze Geschlechtsverkehr geübt Jıat, Jude 
im Sinne dieser øesetke ist oder nicht. ̀1'?ıre Würdigung-'ist unzureichend 
und damit. auch rechtlich zu beanstanden. Die :ec kg; 
scher lltecnlíng ersten Grades, ndıııltch Kind eines Vclljuden 'und einer 
deutschblflttgen Hutter. Für d ie  Frage, eb s ie "Jude ist,'koıııaıt ee demNach 
darauf an, ob sie dll 16. September 1.935 der Jüdischen Bel tgtdnege ein- 
Schaft angehört hat ( § 5 Abs.2 .eı,.c der -Braten Verordnung .euın'Betche= 
bflrgergesete. 't.Verb.'ınit § 1. ez›e.z,3 der l.AueJ". 70..eueı .Blutlechut.egeset.e) 
Diese Zugehörigkeit tot, w ie  *das BeicNsgerícht wiederholt ausgesprochen 
hat, nicht nach der inneren Einstellung nur Jüdischen. Bel tgton, sondern 
nach äußeren Kennzeichen zu beurte ölen ( East. .Bd.70 e. 301, 303; er, 21 
e.zt9 ~). .Den erkennende see: hat in  dem e›-:8u von ̀ 2e. April 1937 
2 D 164/37 .on 1.937 e.17e111 zum: Ausdruck gebracht, daß die Eintragung 
in  díeßtstenßr -sgnagogengeıııeinden eines solcher Kennte wiChen ist, das 
rege lııäfitg für sich allein bereits genügt. .Allerdtngs ' k6'nnte eine- tııfelı- 
ge efifennundtgen Versehene erfolgt-e -Eintragung -nicht in diesem Sinne ge 
ıııertet werden. 'Es ıııag sein, daß hier hinsichtlich der Hutter der 

eine unrtchttge Eintragung in d ie Haushaltsltsten, welche die 
Grundlage für die Listen der synagcgengenetnde laíldet, ucrgenannen -werden 
zu. Dies trifft -über nicht ohne-` weiteres aııdifär die H1:l 
zu. Each den Urte tlsangaben soll bei den zhesehl tefiung ihrer Eltern eine 
Vereinbarung getroffen werden sein, daß du söhne .ins Jüdischen und d ie  
Richter in euangel fischen Bel tgtonsbekenntnis zu erstehen wären. .Diese 
Vers unbarung ist aber-nach EJ. .sul nicht klar durchgeführt- worden. J'eden= 
falls ist ebeNso. w ie  ihre Schwester weder ıvangel Tech 
getauft noch eingesegnet worden, und hat_níe evangelischen; wohl aber 
zeitweil ig Jüdischen '-Beltgistısunt.errtaht erhalten. Dies weist darauf Mn 
daß ihre.. reltgtäse Erziehung nicht an euangel fischen Bel tgtensbekenntNie 
erfolgt ist 

ist in Jahre 1914, also. vor Inkrafttreten des Reichet 
gesetsee. über d ie  religiöse' Kindererziehung von 15.Juli -1.921 ( des: 
-5'.93.9 ) geboren. Durch ej8c8...4›-±¬ 134-'war b is  dahin dieses Rechtsgebiet 
der liandesgesetsgebung überlassen; die .Regelung ıear~ in den einzelnen 
deutechenßdndern-verschieden; "reiche VorschrifteN hie:-.zunächst anwend- 
bar waren, zus: sich .mangels näherer Angaben in .oh-te ıı über die -pereän= 
lachen Vcå-hdltntsse.-der .Fbntlie H nicht abseht teßend feststellen 
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Das Landgericht wird gegebenenfalls zu erörtern haben, ob eine Verein= 
barung zwischen den Eheleuten überhaupt rechtswirksam getroffen werden 
konnte, und welche Rechtslage Kraft Gesetzes - auch bei Abgeben von der 
Vereinbarung ' bestand ( vgl. z.B. für die altpreuß„Provinzen die Königl 
Deklaration vom 21. November 1803 - abgedr. in Robe's SIg.preuß.Gesetze 
8d 7 8.524 -~in Verbindung mit § 78 11,2 ALR.). Beachtlich wird in die 
Sem Zusammenhang sein, daß die Hi | bis zu ihrem lO.Lebens= 
Jahr am jüdischen Religionsunterricht teilgenommen hat, d.h. also über 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes vom 15.Juli 1924 hinaus. 
Hieraus werden unter Umständen Schlüsse auf ein mindestens stíllschwei 
gend bestehendes Einverständnis der- Eltern über die Teilnahme der Tuch= 
ter am jüdischen Religionsunterricht geboten sein, durch welches dann 
eine etwa bestehende frühere Vereinbarung ihre Bedeutung verloren haben 
würde. .Daß späterhin durch eine freie Einigung der Eltern i.S. des § l 
des Gesetzes vom .l5.JUli 1921 eine neue Regelung stattgefunden hätte, 
ist nicht festgestellt; sie würde nach § 5 Satz 2 a.a.O. nach Vollendung 
des* l2.Lebensjahres des Kindes auch nicht gegen dessen Willen haben er 
folgen können. Nach § 5 Satz 1 hatte nach Vollendung des l4.Lebensjahres 

H selbst die Entscheidung darüber, zu welchem religiösen 
Bekenntnis sie sich halten will. Sie hat aber erst nach Inkrafttreten 
des Re ichsbürgergesetzes bar dem .Amtsgericht ihren Austritt aus dem Ju 
den tun erklärt. Diese Erklärung kann eine Wirkung dahin, daß sie nicht 
als Jude im Sinne der Nürnberger Gesetze anzusehen.ist, nicht haben. 

Nach den Ur teilsangaben hat H dem Angeklagten erklärt, 
~síe habe überhaupt keinen Religionsunterricht gehabt und gebe auf die 
Jüdische Religion nichts (»UA.S.} 1; Diesen Worten will der Angeklagte 
Glauben geschenkt haben und deshalb, zumal die Hi I auch mehrfach mit 
einer tante mütterlicherseits den evangelischen Gottesdienst besucht 
habe, der Heinung gewesen Sein, sie habe zur Zeit des Erlasses der nürn 
berger Gesetze nicht der jüdischen Religionsgemeinschaft angehört. Wie 
bereits ausgeführt, kommt es aber auf die innere Einstellung zur Jüdi= 
sehen Religionsgemeinschaft nicht an. Ebensowenig kann die Tatsache, daß 
~Jemand überhaupt keinen Religionsunterricht erhalten hat, ausreichen, um 
seine Zugehörigkeit zur jüdischen Religionsgemeinschaft auszuschließen 
Der Angeklagte wußte, daß die H Jüdischer Mischling war 
Er erfuhr auch alsbald nach Bekanntwerden der Nürnberger Gesetze;* daß sie 
in den Listen der jüdischen Gemeinde geführt wurde, und zwar anläßlich 
einer Nachfrage, die beide zusammen dort hielten. Bei dieser Sachlage 
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kann die Begründung des Urteils, mit der das Vorliegen auch eines be: 
dingt er Vorsatzes abgelehnt worden ist, nicht genügen. Van Bedeutung 
wird in diesem Zusammenhang sein, daß der Angeklagte bereits seit Ende 
1934 in 'der Familie H verkehrte; auch die Tatsache, daß er mit bei 
der Jüdischen Gemeinde Nachfrage hielt, läßt den schlug zu, daß er mit 
einer EintragUng der H in den 'jüdischen Registern gereeh= 
net hat. Was der angeklagte nach den bisherigen Feststellungen unternom= 
men hat, um die Frage zu klären, ob H als Jude gilt, kann 
als ausreichende firkundtgung nicht angesehen werden. Für* ihn bestand 
aber die Hechtspflicht, sich solche Unterlagen zu verschaffen, die einem 
gewissenhaften Menschen als zuverlässig erscheinen können ( vgl. RGU- 
5 .D 619/37 vom 27.September 1937 - Deutsche Justiz S.l7l4). 
geh.: Vogt. HoffMann. Kutener. 
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Afenges. Rasche. 
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